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Agenda

2

1. Rückblick und Einführung in das Thema

2. Vorstellung des Vorhabens durch den Vorhabenträger

3. Vorschlagstrasse und Trassenalternativen

4. Prüfung der Umweltverträglichkeit

5. Vorgesehene Fachgutachten und sonstige Unterlagen

6. Sonstige öffentliche und private Belange

7. Sonstiges

8. Ausblick

Antragskonferenz nach § 20 NABEG



TOP 5 
Vorgesehene Fachgutachten 
und sonstige Unterlagen



TOP 5 Vorgesehene Fachgutachten und sonstige Unterlagen
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• Landschaftspflegerischer Begleitplan (LBP)

• Natura 2000-Verträglichkeitsuntersuchung

• Artenschutz

• Kartierungen von Flora und Fauna

• Immissionsschutzrechtliche Einschätzung

• Fachbeitrag Wasserrahmenrichtlinie (WRRL)

• Anträge auf wasserrechtliche Erlaubnis

• Forstrechtliche Unterlage

• Bodenschutzkonzept

Antragskonferenz nach § 20 NABEG



TOP 5.1 
Landschaftspflegerischer Begleitplan



Landschaftspflegerischer Begleitplan (1/2)
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 Abhandlung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung gemäß BNatSchG als eigenständiger Teil der 
Planunterlagen

 Angaben zu den zur Sicherung des Zusammenhangs des Netzes „Natura 2000“ notwendigen Maßnahmen 
(vgl. TOP 5.2)

 Angaben zu vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen des Artenschutzes (vgl. TOP 5.3)
 Übernahme der Ergebnisse und Maßnahmen aus weiteren Unterlagen (insbesondere UVP-Bericht, 

Fachbeitrag Wasserrahmenrichtlinie, Forstrechtliche Unterlage)

Ziel der Unterlage



Landschaftspflegerischer Begleitplan (2/2) – Methodisches Vorgehen
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Darstellung Art, Umfang und zeitlicher Ablauf des Vorhabens1

Beschreibung des Untersuchungsraums2

Beschreibung der vorhabenbedingten Auswirkungen auf die einzelnen Schutzgüter (bau-, 
anlage-, betriebsbedingt)3

Ermittlung der erheblichen Beeinträchtigungen (Konflikte) unter Berücksichtigung von Vermeidungs-
und Minderungsmaßnahmen4

Ableitung des Kompensationsbedarfs5

Maßnahmenplanung unter Berücksichtigung von Maßnahmen aus anderen rechtlichen 
Bestimmungen (z. B. Artenschutzfachbeitrag, Natura 2000-Prüfung, waldrechtliche Kompensation)6

Darlegung des Maßnahmenkonzepts mit allen erforderlichen Maßnahmen7

Gegenüberstellung von Eingriff und Kompensation, ggf. verbleibende Beeinträchtigungen und 
mögliche Abwägung, Ableitung ggf. erforderlicher Ersatzzahlungen8



TOP 5.2 
Natura 2000-Verträglichkeitsuntersuchung



Natura 2000-Verträglichkeitsuntersuchung (1/4)
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 Bewertung der Auswirkungen des Vorhabens und Prüfung der Vereinbarkeit auf Gebiete des europäischen 
Schutzgebietsnetzes Natura 2000 gemäß § 34 BNatSchG

 im Falle einer festgestellten Unzulässigkeit kann das Vorhaben nur in Ausnahmefällen nach Durchführung 
einer Ausnahmeprüfung gemäß § 34 Abs. 3 bis 5 BNatSchG zugelassen werden

Ziel der Unterlage



Natura 2000-Verträglichkeitsuntersuchung (2/4) – Methodisches Vorgehen
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Ermittlung der betrachtungsrelevanten Natura 2000-Gebiete im Untersuchungsraum inkl. der 
jeweiligen maßgeblichen Bestandteile1

Ermittlung von gebietsspezifischen charakteristischen Arten der Lebensraumtypen nach 
Anhang I der FFH-RL (z. B. Vögel, Fledermäuse, Amphibien)2

Ermittlung möglicher Kumulationswirkungen mit anderen Projekten, Plänen und Programmen3

Gebietsspezifische Auswirkungsprognose möglicher Beeinträchtigungen des Schutzzwecks oder 
der Erhaltungsziele durch das geplante Vorhaben4



Natura 2000-Verträglichkeitsuntersuchung (3/4)
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Natura 2000-Verträglichkeitsuntersuchung (4/4)
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 FFH-Gebiet DE 4972-302 „Kielforst nordwestlich Hörschel“
 FFH-Gebiet DE 5029-301 „Krahnberg – Kriegberg“
 FFH-Gebiet DE 5031-301 „Molsdorfer Schloßpark“
 FFH-Gebiet DE 5132-301 „Riechheimer Berg – Königsstuhl“
 FFH-Gebiet DE 5328-305 „Werra bis Treffurt mit Zuflüssen“
 FFH-Gebiet DE 5028-302 „Nessetal – Südlicher Kindel“
 FFH-Gebiet DE 5032-301 „Steiger – Willroder Forst – Werningslebener Wald“
 Europäisches Vogelschutzgebiet DE 4930-420 „Ackerhügelland westlich Erfurt mit Fahnerscher Höhe“
 Europäisches Vogelschutzgebiet DE 5032-420 „Muschelkalkgebiet südöstlich Erfurt“
 Europäisches Vogelschutzgebiet DE 4828-301 „Hainich“

Auswahl der prüfrelevanten Natura 2000-Gebiete 
(Betrachtung von Gebieten < 500 m Entfernung zur Bestandstrasse (inkl. Verschwenkungsbereich))



TOP 5.3 
Artenschutzrechtliche Prüfung



Artenschutzrechtliche Prüfung (1/2)
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 Prüfung, ob bei der Umsetzung des Vorhabens Verstöße gegen artenschutzrechtliche Verbote gemäß § 44 
Abs. 1 Nr. 1-4 BNatSchG eintreten und mit welchen Maßnahmen diese vermieden werden können

 Ausnahmeentscheidung nach § 45 Abs. 7 BNatSchG kann erforderlich werden, sofern das Eintreten 
artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände auch unter Einsatz geeigneter Maßnahmen nicht auszuschließen 
ist

Ziel der Unterlage



Artenschutzrechtliche Prüfung (2/2) – Methodisches Vorgehen
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Relevanzprüfung1

Risikoeinschätzung2

Ausnahmeprüfung3



Artenschutzrechtliche Prüfung (2/2) – Methodisches Vorgehen
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Relevanzprüfung1

Risikoeinschätzung2

Ausnahmeprüfung3

Arten werden nicht weiter berücksichtigt, sofern
 ihr natürliches Verbreitungsgebiet nach Auswertung von 

Verbreitungskarten des BfN, des Landes oder Verbreitungsatlanten nicht 
im Bereich des Wirkraums des geplanten Vorhabens liegen oder

 nach den erhobenen amtlichen Daten sowie gemäß eigenen  Kartierer-
gebnissen keine Vorkommen von dem Vorhaben betroffen sind oder

 nach den Ergebnissen der Habitatpotenzialanalyse keine geeigneten 
Lebensraumstrukturen im Untersuchungsraum vorhanden sind oder

 sie als Irrgäste, Brutgäste sowie aktuell als verschollen oder ausgestorben 
eingestuft sind oder

 sie aufgrund ihrer Empfindlichkeit gegenüber Wirkfaktoren des Vorhabens 
nicht empfindlich sind 



Artenschutzrechtliche Prüfung (2/2) – Methodisches Vorgehen

17Antragskonferenz nach § 20 NABEG

Relevanzprüfung1

Risikoeinschätzung2

Ausnahmeprüfung3

 Erkenntnisse zur Vorbelastung durch die Bestandsleitung
 Potenzielle Umweltauswirkungen auf die Schutzgüter Tiere, Pflanzen und 

biologische Vielfalt, insbesondere Zeitraum/Dauer und Stärke der 
Auswirkungen

 Lage der Artvorkommen und Aktivitätsmuster im Raum, insbesondere im 
Auswirkungsbereich des Vorhabens, auf Grundlage der Kartierungen bzw. 
des Biotoppotenzials

 Wirksame Maßnahmen zur Vermeidung oder Minderung
 Vermeidung des Eintretens von Verbotstatbeständen durch vorgezogene 

Ausgleichsmaßnahmen, einschließlich Prognose der Wirksamkeit



Artenschutzrechtliche Prüfung (2/2) – Methodisches Vorgehen
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Relevanzprüfung1

Risikoeinschätzung2

Ausnahmeprüfung3

 Prüfung, ob bei Auftreten oder Verbotstatbeständen 
Ausnahmeentscheidung nach § 45 Abs. 7 BNatSchG beantragt werden 
kann

 Ausnahmen für Verbote können zugelassen werden, sofern bestimmte 
Voraussetzungen erfüllt sind (überwiegendes öffentliches 
Interesse/Alternativenlosigkeit/keine Verschlechterung des 
Erhaltungszustands der Population



TOP 5.4 
Kartierungen von Flora und Fauna



Faunistische und floristische Kartierungen in 2021 (1/2)
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 mittels faunistischer Planungsraumanalyse (Bearbeitung bis Ende 2020) erfolgte zunächst konkrete Ermittlung 
des Untersuchungsumfangs für die entsprechenden Biotoptypen- und faunistischen Kartierungen

 darin sind die Methodendetails wie Untersuchungsraum, Kartierzeitraum, Begehungsanzahl und Zeitbedarf 
festgelegt worden (= Kartierkonzept)  

 Ergebnis:
 Folgende Artengruppen können im Untersuchungsraum vorkommen:

Brutvögel, Zug- und Rastvögel, Säugetiere, (baumbewohnende) Fledermäuse, Amphibien, Reptilien, Tag-
und Nachtfalter, Libellen, xylobionte Käfer 

 Für folgende Arten(-gruppen) wird ein Vorkommen ausgeschlossen:
Biber, Wildkatze, Fische und Rundmäuler, Schnecken und Muscheln, Krebse

 Abstimmungen zum Ergebnis sind mit Naturschutzbehörden sowie anerkannten Naturschutzvereinigungen 
und Bundesnetzagentur erfolgt

Kartierkonzept



Faunistische und floristische Kartierungen in 2021 (2/2) - (Kartierkonzept)
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Artgruppe Kartiermethode(n) Kartierraum
(beidseitig)

Biotope, 
FFH-LRT

Geländeerfassung
Desktopanalyse (ggf. 
Plausibilitätskontrolle im 
Gelände)

bis 100 m
bis 200 m

Brutvögel alle Artvorkommen 
freileitungssensible / 
kollisionsgefährdete Arten
kollisionsgefährdete Groß- und 
Greifvögel (nur Datenabfrage)
Mastbrüter (auch auf 
Parallelleitungen)

bis 200 m
bis 1.000 m

bis 6.000 m

bis 500 m

Zug- und 
Rastvögel

Raumnutzungsbeobachtungen bis 1.500 m

Feldhamster Potenzielle Habitatflächen
Flächensondierung zur 
Ermittlung von Präsenz- und 
Ausschlussbereichen

bis 100 m

Artgruppe Kartiermethode(n) Kartierraum
(beidseitig)

Haselmaus Potenzielle Habitatflächen
Detaillierte Kartierung von am günstig-
sten erscheinenden Lebensräumen 

bis 100 m

Fledermäuse Einstufung Quartierpotenzial
Nachkontrolle/Überprüfung der 
tatsächlichen Quartiernutzung

bis 100 m

Amphibien Potenzielle Habitatflächen
Qualitative Erfassung

bis 100 m

Reptilien Erfassung in ermittelten 
Reptilienlebensräumen

bis 100 m

Tag- und 
Nachtfalter

Potenzielle Habitatflächen
Qualitative Erfassung

bis 100 m

Libellen Potenzielle Habitatflächen
Qualitative Erfassung

bis 100 m

Xylobionte
Käfer

Potenzielle Habitaträume/-bäume
Brutbaumuntersuchung / 
Präsenzerfassung

bis 100 m



TOP 5.5 
Immissionsschutzrechtliche Einschätzung



Immissionsschutzrechtliche Betrachtung (1/8)
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elektrische und magnetische Felder:  
 Nachweis über Einhaltung

 der Grenzwerte gemäß 26. BImSchV
 des Gebots zur Vermeidung erheblicher Belästigungen und Schäden gemäß § 3 Abs. 4 der 26. BImSchV
 des Überspannungsverbots (§ 4 Abs. 3 der 26. BImSchV) 
 des Minimierungsgebots (§ 4 Abs. 2 der 26. BImSchV)  

Schallimmissionen (Baulärm und Koronageräusche)
 Nachweis über Einhaltung der Anforderungen der TA Lärm sowie Beachtung der LAI-Handlungsempfehlungen 

in Bezug auf Koronageräusche der Anlage 
 Nachweis über Einhaltung der Anforderungen der AVV Baulärm in Bezug auf Schallimmissionen beim Bau

Ziel der Unterlage



Immissionsschutzrechtliche Betrachtung (2/8) – Methodisches Vorgehen 
zur Ermittlung der Einhaltung der Grenzwerte
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3D-Modellierung1

Betrachtungsraum: 200 m links und rechts der Trassenachse2

Berücksichtigung einer möglichen Vorbelastung3

Erst-Recht-Schluss4



Immissionsschutzrechtliche Betrachtung (3/8) – mögliche Immissionsorte
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Immissionsschutzrechtliche Betrachtung (4/8) – Grenzwerte
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 Elektrisches Feld: 5 kV/m
 Magnetische Flussdichte: 100 µT

Grenzwerte EMF für 50-Hz-Felder (Niederfrequenzanlagen) gem. 26. BImSchV

 In Industriegebieten tags 70 dB(A) nachts 70 dB(A)
 In Gebewerbegebieten tags 65 dB(A) nachts 50 dB(A)
 In urbanen Gebieten tags 63 dB(A) nachts 45 dB(A)
 In Kern-, Dorf- und Mischgebieten tags 60 dB(A) nachts 45 dB(A)
 In allgemeinen Wohngebieten tags 55 dB(A) nachts 40 dB(A)
 In reinen Wohngebieten tags 50 dB(A) nachts 35 dB(A)
 In Kurgebieten, Krankenhäusern, Pflegeanstalten tags 45 dB(A) nachts 35 dB(A)

(tags 6 – 22 Uhr) (nachts 22-6 Uhr)

Immissionsrichtwerte für gewerbliche Geräuschimmissionen gem. TA Lärm



Immissionsschutzrechtliche Betrachtung (5/8) – Identifizierte Immissionsorte
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Es wurden vier Orte identifiziert, an denen Schall-Grenzwerte potenziell überschritten 
werden. An keinem potenziellen Immissionsort wurden EMF-Grenzwerte überschritten. 

Antragskonferenz nach § 20 NABEG

Nr. Mastfeld Abstand von 
Trassenachse 
zu Grundstück 
[m]

Abstand von 
Trassenachse zu 
Gebäude [m]

Ortschaft

02 M141-M142 17 25 Spichra

04 M149-M150 83 102 Krauthausen

06 M180-M181 23 31 Großenlupnitz

07 M180-M181 23 38 Großenlupnitz



Immissionsschutzrechtliche Betrachtung (6/8) – Ergebnisse EMF
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3D-Modell der 380-kV-Freileitung mit Darstellung der 
magnetischen Flussdichte in 1 m über dem Boden, IO 06 und 07

 Elektrisches Feld: 5 kV/m
 Magnetische Flussdichte: 100 µT

Grenzwerte EMF für 50-Hz-Felder 
(Niederfrequenzanlagen) gem. 26. BImSchV



Immissionsschutzrechtliche Betrachtung (7/8) – Ergebnisse Schall
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Für IO 04 und 07 ist eine Überschreitung der nächtlichen Grenzwerte zu erwarten

Antragskonferenz nach § 20 NABEG

Immissionsort (IO) Beurteilungspegel Immissionsrichtwert 
(nachts)

Lösung

IO 02 
Gemarkung Spichra, Flur 3, Flurstück 220

Gartenhaus, kein nächtlicher Ruheanspruch und keine 
Grenzwertüberschreitung

IO 04 
Gemarkung Krauthausen, Flur 5, 
Flurstück 394/7

42 dB(A) 40 dB(A) Verschwenkung

IO 06
Gemarkung Großenlupnitz, Flur 3, 
Flurstück 374/6

Gartenhaus, kein nächtlicher Ruheanspruch und keine 
Grenzwertüberschreitung

IO 07
Gemarkung Großenlupnitz, Flur 9, 
Langensalzaer Straße 16e

52 dB(A) 45 dB(A) Grundstückskauf



Immissionsschutzrechtliche Betrachtung (8/8) – Isophonendarstellung IO 04 
(Höhe 5m über Grund)
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TOP 5.6 
Fachbeitrag WRRL



Fachbeitrag WRRL
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 Grundsätzliche Annahme: Aufgrund Bedeutung und Betroffenheit des Schutzgutes Wasser durch das geplante 
Vorhaben soll für Planfeststellung ein Fachbeitrag WRRL erstellt werden 

 Bewertung der Auswirkungen des Vorhabens auf den Zustand von Oberflächengewässern und Grundwasser 
und die Maßnahmen zur Zielerreichung 
 Prüfung der Bewirtschaftungsziele, insbesondere des Verschlechterungsverbotes (u. a. Trendumkehr) und 

Verbesserungsgebotes sowie ggf. eine Ausnahmeprüfung gemäß WRRL und WHG 

 Zusammenfassung, ob Bewirtschaftungsziele (Verschlechterungsverbot und/oder Verbesserungsgebot) für 
relevante Oberflächenwasserkörper/Grundwasserkörper dem Vorhaben entgegenstehen 

 Unterlage stellt eigenen Fachbeitrag dar, wobei Teilergebnisse in UVP-Bericht aufgegriffen werden 
(vgl. TOP 4.6)
 Eingriffe nur im Bereich der Leitungsverschwenkung mit Fundamentverstärkungen/-neubauten relevant / 

zu erwarten
 Erforderlichkeit der Unterlage für Umbeseilungsmaßnahme wird durch Vorhabenträgerin derzeit nicht 

gesehen

Ziel der Unterlage



TOP 5.7 
Anträge auf wasserrechtliche Erlaubnis



Antrag auf wasserrechtliche Erlaubnis

 sofern durch das Vorhaben oder den damit verbundenen Bautätigkeiten die Benutzung von Gewässern eintritt 
(Grundlage bilden §§ 8ff. WHG i. V. m. § 15 ThürWG)

 Benutzung umfasst insbesondere:  
 die Entnahme und das Ableiten von Wasser aus oder in Gewässer (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 WHG), 
 das Aufstauen und Absenken von oberirdischen Gewässern (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 WHG), 
 die Einleitung und die Entnahme von Stoffen (§ 9 Abs. 1 Nr. 3, 4 WHG), 
 die Entnahme und die Zutageförderung von Grundwasser (§ 9 Abs. 1 Nr. 5 WHG)

Erfordernis der Beantragung

 Beschreibung und Erläuterung von Art und Umfang der Inanspruchnahme (Gewässer, technische Planung, 
zeitliche Inanspruchnahme, Auswirkungen und ggf. erforderliche Vermeidungsmaßnahmen)

 Verwendung von Datengrundlagen gemäß TOP 4 (Schutzgut Wasser)
 Zusammenstellung des Antrags ist abhängig von der Art der Nutzung des Gewässers durch das Vorhaben und 

mit der jeweils zuständigen Wasserbehörde abzustimmen

Methodisches Vorgehen 
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TOP 5.8 
Forstrechtliche Unterlage



Forstrechtliche Unterlage
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 Auswirkungsbewertung auf Wälder: Prüfung der Vereinbarkeit des Vorhabens mit forstrechtlichen Belangen 
entsprechend einschlägiger gesetzlicher Grundlagen

 Ermittlung und Darstellung der dauerhaften Waldbeanspruchung durch das Vorhaben (sofern durch 
Umbeseilung und Verschwenkungsbereich betroffen)

Ziel der Unterlage

 Unterscheidung zwischen 
 Flächen, die Waldeigenschaft behalten 
 Flächen, für die auf  Grundlage des ThürWaldG die erforderliche Umwandlung von Wald in eine andere 

Nutzungsart einschließlich der dafür erforderlichen Kompensation zu beantragen ist 
 Beschreibung und Bewertung betroffener Waldbestände; Bilanzierung der Waldumwandlung; Ermittlung des 

Umfangs für Ausgleichsaufforstung bzw. Walderhaltungsabgabe
 In Abstimmungen mit zuständiger Forstbehörde bzw. Forstamt und ggf. Waldeigentümern

Methodisches Vorgehen



TOP 5.9 
Bodenschutzkonzept



Bodenschutzkonzept 
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 Grundsätzliche Annahme: Aufgrund Bedeutung und Betroffenheit des Schutzgutes Boden durch das geplante Vorhaben soll für 
Planfeststellung ein Bodenschutzkonzept erstellt werden 

 Ausarbeitung von Empfehlungen zur Berücksichtigung und Umsetzung der (gesetzlich verankerten) bodenschutzrechtlichen 
Belange

 konkrete Umsetzung von Bodenschutzmaßnahmen hat während Bauausführung zu erfolgen, basierend auf einschlägigen 
Vorschriften sowie Ausführungen zum Schutzgut Boden im UVP-Bericht (vgl. TOP 4.5) bzw. im LBP (TOP 5.1)

 Eingriffe nur im Bereich der Leitungsverschwenkung mit Fundamentverstärkungen/-neubauten
relevant / zu erwarten

 Erforderlichkeit der Unterlage für Umbeseilungsmaßnahme wird durch Vorhabenträgerin derzeit 
nicht gesehen

Ziel der Unterlage

 Ausarbeitung einer Analyse der bodenspezifischen Parameter, die anhand der verfügbaren Datengrundlagen 
ermittelt und geprüft werden können (vgl. TOP 4.5, Datengrundlagen zum Schutzgut Boden)

Methodisches Vorgehen



Vielen Dank.


